
 

 

„SOLIDARISCH“ – DAS WORT DES JAHRES 2022 

https://www.malteser.de/aware/hilfreich/solidaritaet-der-kleber-der-die-gesellschaft-

zusammenhaelt.html →  

Gemeint ist meist eine Haltung: Das gegenseitige füreinander Eintreten in der Gemeinschaft. Geteilte 

Werte sowie Überzeugungen und Ziele, spielen dabei eine zentrale Rolle. Es ist der Kleber, der eine 

Gesellschaft zusammenhält, die Selbstverpflichtung von Menschen, sich sozial zu verhalten. 

 

Für uns, das Projekt Pädagogik und Recht, bedeutet „solidarisch“, dass die Rechte anderer 

respektiert werden, weder gefährdet noch verletzt, 

I. sei es in unserer Gesellschaft, um die Pandemie zu bekämpfen 

II. sei es in der Erziehung durch fachlich legitimes Handeln im Respekt für die Kindesrechte 

In der professionellen Erziehung sprechen wir vom „kategorischen Imperativ der Pädagogik“: 

handle so, dass du einer für alle geltenden Maxime fachlicher Legitimität entsprechen kannst. 

Daraus leiten wir 10 Grundaussagen ab: 

1. Wir gestalten eine Brücke im Spannungsfeld Pädagogik - Kindesrechte. 

2. Unser Ziel: Stärkung des Kindesschutzes und der Handlungssicherheit durch  fachlich legitimes/ 

begründbares Handeln der Pädagog*nnen in schwierigen Situationen des Erziehungsalltags 

sowie durch fachlich und rechtlich nachvollziehbare Entscheidungen zuständiger Behörden 

(Jugendamt/ Landes-, Schulaufsicht). 

3. Fachlich legitim/begründbar ist das Handeln, das aus der Sicht einer gedachten neutralen 

Fachkraft (Perspektivwechsel) geeignet ist, ein pädagogisches Ziel der Eigenverantwortlich- 

keit und/ oder der Gemeinschaftsfähigkeit zu verfolgen (§ 1 Sozialgesetzbuch VIII/ SGB VIII). 
Bei einer physischen Grenzsetzung (z.B. am Arm fassen, um ein  pädagogisches Gespräch 

fortzuführen) ist zusätzlich die Frage zu stellen, ob das Handeln „angemessen“ ist, das heißt 

geeignet und verhältnismäßig. „Verhältnismäßig“ bedeutet, dass keine andere physische 

Grenzsetzung in Betracht kommt, die weniger intensiv in das Kindesrecht eingreift. Und: nur 

wenn eine vorherige verbale Grenzsetzung zeitlich unmöglich oder erfolglos war, ist die 

physische Grenzsetzung „angemessen“, das Handeln fachlich legitim/begründbar.     

4. Ist Handeln fachlich legitim/begründbar, entspricht es dem Kindeswohl. Wir verbinden dies mit 

dem Anspruch bestmöglicher Wirksamkeit: mit der prognostischen Wahrscheinlichkeit, dass  

ein pädagogischen Ziel erreicht wird. 

5. Wir stellen fest, dass die Erziehungswissenschaft und die Rechtsordnung derzeit keine 

Antworten bieten, welches Handeln dem Kindeswohl entspricht. Wir konkretisieren daher den 

„unbestimmten Rechtsbegriff Kindeswohl“, indem wir die Pädagogik und das Recht in diesem 

Kernsatz integrativ verbinden: in der Erziehung kann nur fachlich legitimes/begründbares 

Handeln rechtmäßig sein. 

6. Wir stehen mit diesem Kernsatz im Spannungsfeld Pädagogik - Kinderrechte für ein neues 

Kindeswohlverständnis der Pädagog*innen und Behörden. Zur Abgrenzung fachlich legitimen/ 

begründbaren Handelns von Machtmissbrauch (unzulässiger Gewalt) bieten wir fachlich- 

rechtlich integrative Prüfschemata an, die auch in familiärer Erziehung unterstützen können. 

7. Wir erkennen einen gesellschaftlichen Doppelauftrag in der Erziehung, unterscheiden Zwang 

als pädagogische Grenzsetzung und Zwang im Rechtsinstitut der „Gefahrenabwehr“. 
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8. Die Gefahrenabwehr beinhaltet die Befugnis, bei akuter Eigen- oder Fremdgefährdung des/r 

Kindes/Jugendlichen in ein Kindesrecht einzugreifen, z.B. bei einem körperlichen Angriff auf 

andere durch Festhalten in das Recht der körperlichen Unversehrtheit. Von „akuter Eigen- oder 

Fremdgefährdung“ ist auszugehen bei gegenwärtiger Lebensgefahr oder schwerwiegender  

Gesundheitsgefahr des/r Kindes/Jugendlichen selbst oder einer anderen Person. Die Reaktion 

darauf muss geeignet und verhältnismäßig sein („rechtfertigender Notstand“ im Strafrecht). 

Eine Eignung ist erst mit pädagogischer Aufarbeitung der Gefahrenabwehr- Situation gegeben 

und „Verhältnismäßigkeit“ setzt voraus, dass keine andere Maßnahme in Betracht kommt, die 

weniger intensiv in das Kindesrecht eingreift. Im Ergebnis liegt im Falle der rechtlich zulässigen  

Gefahrenabwehr keine Kindesrechtsverletzung vor. 

9. In der Abgrenzung zum Machtmissbrauch/ Gewalt halten wir die Reflexion der Pädagog*innen 

und zuständigen Behörden in drei aufeinander aufbauenden Stufen für unentbehrlich: 

• erste Stufe der persönlichen Haltung: Welches Handeln entspricht meiner pädagogischen 

Haltung? 

• zweite Stufe der fachlichen Legitimität: ist mein Handeln geeignet, ein pädagogisches Ziel 

der  Eigenverantwortlichkeit und/oder Gemeinschaftsfähigkeit zu verfolgen?  

• dritte Stufe der rechtlichen Zulässigkeit: liegt die Zustimmung Sorgeberechtigter vor, sei 

es weil für sie vorhersehbar gehandelt wird oder sie ausdrücklich zustimmen? Im Falle 

fachlicher Illegitimität lautet die Frage: wird auf eine akute Eigen- oder Fremdgefährdung 

des/r Kindes/ Jugendlichen reagiert (Gefahrenabwehr)? Ist dies zu bejahen, ist das Handeln 

auch ohne die Zustimmung Sorgeberechtigter rechtmäßig.  

10. Zur Stärkung des Kindesschutzes und der Handlungssicherheit der Pädagog*innen sowie der 

zuständigen Behörden empfehlen wir Handlungsleitsätze, die in einem „Fachdiskurs legitimes 

Handeln“ entwickelt werden, ausgerichtet auf Grenzsetzungen in schwierigen Situationen des 

Erziehungsalltags. Diese sollen im Rahmen fachlicher Legitimität und rechtlicher Zulässigkeit  

Orientierung bieten, unter anderem in der Erziehungshilfe des SGB VIII. 

Die Grundsätze basieren auf den Erziehungsgrenzen, wie diese bereits Kant beschrieben hat: die 

Einschränkung der Freiheit ist nur in dem Maße gerechtfertigt, wie sie sich im Interesse zukünftiger 

Freiheit (Selbständigkeit) als erforderlich erweist. 


